
Für die von der Genossenschaft zur Deckung der Be­
dürfnisse der genossenschaftlichen Großproduktion er­
richteten Gebäude muß natürlich — man ist versucht 
zu sagen, in noch höherem Grade — dasselbe gelten. 
Die Begründung eines selbständigen Eigentumsrechts 
der Genossenschaft am Gebäude läßt sich in diesem 
Falle aber bereits aus § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB herleiten. 
Entscheidend ist dabei nicht, wie E g g e r s - L o r e n z  
mit Recht feststellt, „ob das Recht, in dessen Ausübung 
sie (die Genossenschaft — K. H.) den Bau errichtet, 
dinglichen Charakter hat, sondern ob dieses Recht nach 
seinem gesellschaftlichen Inhalt den von Grund und 
Boden getrennten Eigentumserwerb an Gebäuden um­
faßt“17). Der Umfang und der Charakter der der Ge­
nossenschaft am Privateigentum zustehenden Befug­
nisse läßt keinen Zweifel über die Anwendbarkeit des 
§ 95 Abs. 1 Satz 2 BGB auf das Verhältnis zwischen der 
Genossenschaft und dem Eigentümer des Bodens.

Neben der Frage des getrennten Eigentumsrechts an 
Gebäuden ist die weitere Frage nach dem Eigentums­
recht an den Erzeugnissen der genossenschaftlichen Pro­
duktion vor der Trennung von Grund und Boden von 
praktisch geringer Bedeutung, wird aber de lege ferenda 
in ähnlicher Weise geregelt werden müssen.

Der Eintritt in die Genossenschaft bringt für den 
Privateigentümer an Grund und Boden nicht nur die 
freiwillige Übertragung seiner privaten Besitz- und 
Nutzungsbefugnis zugunsten der Genossenschaft, son­
dern auch wesentliche Veränderungen im Inhalt des 
Privateigentumsrechts hinsichtlich der Verfügungs­
befugnis. Beim Grund und Boden handelt es sich um 
das Hauptproduktionsmittel der genossenschaftlich be­
triebenen (wie jeder) Landwirtschaft., Die Genossen­
schaft muß deshalb den ihr von den Mitgliedern zur 
Verfügung gestellten „Bodenfonds“ nach Möglichkeit 
gegen jede Schmälerung schützen. Bei der genossen­
schaftlich betriebenen Großlandwirtschaft tritt noch der 
Umstand hinzu, daß sich die Vorteile der Großlandwirt­
schaft, vor allem die Möglichkeit der umfassenden 
Mechanisierung der Arbeitsgänge, nur bei großen zu­
sammenliegenden Flächen voll auswirken. Die Muster­
statuten lassen aus diesen Gründen eine Verfügung 
unter Lebenden über den eingebrachten Boden während 
der Zeit der Mitgliedschaft nur zugunsten der Genos­
senschaft oder anderer Genossenschaftsmitglieder zu 
(Ziff. 5 Musterstatut Typ III, muß auch für die Genos­
senschaften der anderen Typen gelten). Sie schreiben 
weiter vor, daß bei Austritt oder Ausschluß aus der 
Genossenschaft der ausscheidende Genossenschafts­
bauer auf Beschluß der Mitgliederversammlung ein 
gleichwertiges Grundstück am Rande der genossen-

17) Eggers-Lorenz, „Gibt es ein vom Grund und Boden ge­
trenntes Eigentumsrecht an Gebäuden?“, NJ 1953 S. 704.

sdiaftlichen Ländereien erhält (Ziff. 5 aller Muster­
statuten, Ziff. 7 Abs. 1 Musterstatut Typ III).

Beim Ausscheiden eines Genossenschaftsbauern aus 
der Genossenschaft machte die Genossenschaft bisher in 
vielen Fällen von ihrem Recht, einen Austausch der 
Bodenstücke zu beschließen, keinen Gebrauch. Der Aus­
scheidende erhielt oft seine eingebrachten Grundstücke 
ohne Rücksicht darauf zurück, ob die Interessen der Ge­
nossenschaft eine andere Entscheidung verlangten. Die 
Ursachen hierfür liegen nicht zuletzt darin, daß die 
juristischen Voraussetzungen und Folgen eines Aus- 
tauschs der Bodenflächen in der Praxis nicht genügend 
geklärt sind. M. E. kann man aus den Bestimmungen 
der Musterstatuten unter Berücksichtigung der gesell­
schaftlichen Verhältnisse in den LPG nur die Schluß­
folgerung ziehen, daß die Anerkennung des Statuts der 
LPG beim Eintritt in die Genossenschaft für den ein­
tretenden Genossenschaftsbauern bedeutet, sich im In­
teresse der Erhaltung großer zusammenhängender 
Flächen für die genossenschaftliche Bewirtschaftung mit 
der Verfügung über sein Privateigentum durch die Ge­
nossenschaft im Falle seines Ausscheidens (oder des 
Ausscheidens eines anderen Mitgliedes) einverstanden 
zu erklären. Die Verfügung über das Privateigentum 
an Grund und Boden beim Ausscheiden aus der Genos­
senschaft geht also nicht auf Grund eines Tauschver­
trages mit nachfolgender Eigentumsübertragung, son­
dern auf Beschluß der Mitgliederversammlung ohne 
Einigung der Tauschenden vor sich. Die schematische 
Anwendung der §§ 873, 925 BGB auf diesen Eigentums­
übergang würde bedeuten, Vorschriften, die der Rege­
lung der gesellschaftlichen Verhältnisse in der Waren­
zirkulation dienen, auf Verhältnisse anzuwenden, die 
lediglich den Schutz der genossenschaftlichen Bewirt­
schaftung zusammenhängender Flächen herbeiführen 
sollen. Die Eigentumsübertragung beim Ausscheiden 
aus der Genossenschaft geht deshalb nach meiner Auf­
fassung nicht auf Grund der Vorschriften des BGB und 
damit auch außerhalb des Grundbuchs mit dem Be­
schluß der Mitgliederversammlung vor sich. Für die 
Berichtigung des Grundbuchs genügt gemäß § 22 GBO 
der Nachweis der Unrichtigkeit durch öffentlich be­
glaubigte Urkunde.

Im Zusammenhang mit dem Eigentumsübergang beim 
Ausscheiden eines Mitgliedes aus der Genossenschaft 
entstehen aber noch weitere Rechtsfragen, wie z. B. die 
Frage des Übergangs der Belastungen der getauschten 
Grundstücke, die nur auf gesetzgeberischem Wege zu 
lösen sind. Gesetzgebung und Wissenschaft müssen 
unter Zugrundelegung der Erfahrungen der Länder den 
Volksdemokratie und der unmittelbaren Praxis unserer 
Genossenschaftsbauern an die Lösung dieser Fragen 
herangehen, um die Interessen der Genossenschaften 
auch von dieser Seite her zu schützen und die demo­
kratische Gesetzlichkeit zu festigen.

Die Verfassungen der europäischen Länder der Volksdemokratie
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der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“

Die Herausgabe der „Verfassungen der europäischen 
Länder der Volksdemokratie“1) hat große Bedeutung 
nicht nur für alle auf dem Gebiete des Staatsrechts 
tätigen Wissenschaftler, nicht nur für die Studenten der 
Rechtswissenschaft, sondern auch für alle im Staats­
apparat der Deutschen Demokratischen Republik Täti­
gen, für jeden Menschen, der aktiv am Aufbau des 
Sozialismus in der Deutschen Demokratischen Republik 
teilnimmt.

Das aufmerksame Studium der Verfassungen der

*) Die Verfassungen der europäischen Länder der Volks­
demokratie. Mehrsprachige Ausgabe. Übersetzt und bearbeitet 
von einem Kollektiv des Instituts für Staats- und ReChts- 
theorie der Karl-Marx-Universität Leipzig unter verantwort­
licher Redaktion von Rudolf Arzinger. Herausgeber: Deutsches 
Institut für Rechtswissenschaft. VEB Deutscher Zentralverlag, 
Berlin 1954. 316 S.; Preis: 9,70 DM.

t) Der Band enthält die Verfassung der Volksrepublik Alba­
nien vom 4. Juli 1950, die Verfassung der Volksrepublik Bul­
garien vom 4. Dezember 1947, die Verfassung der Volksrepu­
blik Polen vom 22. Juli 1952, die Verfassung der Volksrepublik 
Rumänien vom 24. September 1952, die Verfassung der Tsche­
choslowakischen Republik vom 9. Mai 1948 und die Verfassung 
der Ungarischen Volksrepublik vom 18. August 1949.

europäischen Länder der Volksdemokratie, die bisher 
noch nicht einem größeren deutschsprachigen Leserkreis 
zugänglich waren, ist eine Notwendigkeit für alle 
Rechtswissenschaftler und Praktiker. Die europäischen 
Länder der Volksdemokratie haben unter den Bedin­
gungen der Verschärfung der allgemeinen Krise des 
Kapitalismus im Gefolge des zweiten Weltkriegs einer­
seits und dem Erstarken der UdSSR im internationalen 
Maßstabe andererseits, mit dem Aufbau des Sozialismus 
begonnen, also unter ähnlichen Bedingungen wie der 
Aufbau des Sozialismus in der DDR begonnen wurde. 
Die europäischen Länder der Volksdemokratie sind so­
zialistische Staaten, die sich in der ersten Hauptphase 
ihrer Entwicklung, beim Aufbau des Sozialismus, befin­
den. Ihre Verfassungen spiegeln die Erfahrungen der 
Volksmassen dieser Länder, geführt von den Kommu­
nistischen und Arbeiterparteien, beim erfolgreichen 
Aufbau des Sozialismus wider2).

2) vgl. z. B. Artikel 3, 7, 8 bis 13 Verf. Albanien, Art. 2, 6 bis 
14 Verf. Bulgarien, Präambel der Verf. Polen, Einleitung zur 
Verf. Rumänien, Deklaration zur Verf. Tschechoslowakei, Prä­
ambel der Verf. Ungarn.
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